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naturschutzrechtliches Bewilligungsverfahren - BESCHEID

GeschSffszahl U- 13.866/73
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Amt der Tiroler Landesregierung

Abteilung Umweltschutz
Rechtliche Angelegenheiten
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Fax+43(0)512/508-3455

umweltschutz@örol.gv.al

DVR:0059463

UID:ATU36970505

Mit Schreiben vom 23.09.2005, hieramts eingelangt am 03.10.2005, hat Herr

_, , um die E~urschutzrechtlichen Bewilligung

zur Errichtung und zum Betrieb der Wasserkraftanlage _angesucht.

Am 04.05.2006 wurde in diesem Zusammenhang eine mündliche Verhandlung abgehalten.

Mit Schriftsatz vom 10.05.2006 modifizierte der Antragsteller das gegenständliche Projekt vor allem in

Bezug auf die HOhe der Restwassermengen sowie die Pflichtwasserdarstellung.

Dazu äußerten sich die Amtssachverständigen für Naturkunde, Geologie, Wildbach- und

Lawinenverbauung und Wassertechnik.
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S P R U C H:

Die Tiroler Landesregierung als Naturschutzbehörde I. Instanz gemaß § 42 Abs. 2 lil. a Tiroler

Naturschutzgesetz 2005 - TNSchG 2005, LGBI. Nr. 26, zuletzt geandert durch das Gesetz LGBI. Nr.

57/2007, entscheidet Ober dieses Ansuchen wie folgt:

I.

VERSAGUNG

Der Antrag von Herrn _ '. aut Erteilung

der naturschutzrechtlichen BeWilligung für die Errichtung und für den Betrieb der W,!sserkraflanlage

~niertem Einreichprojekt, erstellI von Herrn Dipl.-Ing.__, Projekt

~} wird gemaß § 7 Abs. 1 lil. bund c sowie Abs. 2~9 Abs. 8

Tiroler Naturschutzgesetz 2005 - TNSchG 2005, LGBI. Nr. 26, zuletzt geandert durch das Gesetz

LGBI. Nr. 57/2007, unter Berocksichtigung der Tiroler Naturschutzverordnung 2006, LGBI. Nr. 39,

sowie Art. 7 des Protokolls "Energie', BGBI. Nr. 237/2002, zuletzt geandert durch BGBI. 111 Nr.

110/2005, abgewiesen und die beantragte Bewilligung versagt.

11.

KOSTEN

Nach der Landes-KommissionsgebOhrenverordnung, LGBI. Nr. 3/1991, in der Fassung LGBI. Nr.

19/2001, ist für die DurchfOhrung der mOndlichen Verhandlung am 04.05.2006 eine

Kommissionsgebohr in Höhe von EUR 432,- (3 Amisorgane für 9/2 Stunden) angefallen.

Gemaß § 76 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG), BGB!. Nr. 51/1991 rNv} in der

Fassung BGB!. I Nr. 10/2004, ist der genannte Betrag vom Antragsteller binnen zwei Wochen ab

Zustellung dieses Bescheides mittels beigelegtem Erlagschein einzuzahlen.

Hinweis:

Nach dem GebOhrengesetz 1957, BGBI. Nr. 26/1957, in der Fassung BGBI. I Nr. 105/2007, sind der

Antrag vom 23.09.2005 mit EUR 13,20 (TP 6), das dem Antrag beiliegende Projekt mit EUR 346,80

und die Verhandlungsniederschrifl vom 04.05.2006 mit EUR 13,20 (TP 7) zu vergebOhren.

Samlliche vorzitierte Betrage sind in dem, im beiliegenden Erlagschein ausgewiesenen Betrag bereits

enthalten und binnen zwei Wochen an das Amt der Tiroler Landesregierung, Abteilung Umweltschutz,
zu Oberweisen.
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Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diesen Bescheid ist ein ordentliches Rechtsmittel nicht zulässiq,

HIN W EIS:

Sie haben jedoch das Recht, gegen diesen Bescheid innerhalb von sechs Wochen nach seiner

Zustellung Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof

zu erheben. Die Beschwerde muss von einem Rechtsanwalt unterschrieben sein.

Bei Einbringung der Beschwerde ist eine Gebühr von € 180,·· zu entrichten.

Die Gebühr ist zu entrichten, indem sie mit Erlagschein unter Angabe des Verwendungszwecks auf

ein entsprechendes Konto des Finanzamtes für Gebühren und Verkehrssteuern in Wien eingezahlt

wird. Der postamtlieh bestatigte Nachweis der Erlagscheineinzahlung ist der Beschwerde

anzuschließen.

BEG R Ü N 0 U N G:

1. Verfahrensablauf:

Mit Schreiben vom 23.09.2005, hieramts eingelangt am 03.10.2005, hat

_, , um die E~urschutzrechtlichen Bewilligung

zur Errichtung und zum Betrieb der Wasserkraftanlage _angesucht.

Aufgrund der Überprüfung der eingebrachten Antragsunterlagen aus fachlicher Sicht auf ihre

Vollstandigkeit hat sich ergeben, dass diese vor allem im Hinblick auf naturfachkundliche Unterlagen,

auf die Zustimmungserklarungen der betroffenen Grundbesitzer, sowie auf die Glaubhaftmachung

des öffentlichen Interesses unvollstandig und mangelhaft waren.

Mit Schreiben vom 17.11.2005 wurde Herrn mitgeteilt, dass die beigebrachten

Einreichunterlagen nicht ausreichend sind und daher in Wahrung des Parteiengehörs die Möglichkeit

gewahrt, dazu eine Stellungnahme abzugeben. Zudem wurde ihm ein Verbesserungsauftrag erteilt

und darauf hingewiesen, dass ansonsten eine Entscheidung im Sinne von § 13 Abs. 3 AVG ergehen

werde.

Mit Schreiben vom 09.12.2005 wurden aufgrund des Verbesserungsauftrages die fehlenden und

mangelhaften Unterlagen nachgereicht und erganzt.

Aufgrund des (verbesserten) Antrags wurden Stellungnahmen bzw. Gutachten eines

naturkundefachlichen, eines geologischen und limnologischen Amtssachverstandigen, eines
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wasserbautechnischen und eines energiewirtschaftlichen Amtssachversländigen sowie eines

Sachverständigen fOr den forsttechnischen Dienst fOr Wildbach- und Lawinenverbauung eingeholt.

Mit Schreiben vom 20.03.2006 erfolgte die zustimmende Stellungnahme der

Landesstraßenverwaltung.

Am 04.05.2006 wurde in diesem Zusammenhang eine mündliche Verhandlung an Ort und Stelle

abgehalten, bei der der naturkundefachliche Amtssachverständige nach Durchführung eines

Lokalaugenscheins sein Gutachtenabgegeben hat.

In Wahrung des Parteiengehörs betreffend die Verhandlungsschrift hat der AntragssteIler mit

Schreiben vom 10.05.2006 eine Projektmodifikation hinsichtlich der Höhe der Restwassermengen

sowie der Pflichtwasserdarstellung vorgenommen.

Dazu haben der naturkundefachliche, der limnologisch und der wasserbautechnische

Amtssachverständige eine neuerliche, teils ergänzende Stellungnahme abgegeben, welche in

Wahrung des Parteiengehörs gemäß § 45 Abs. 3 AVG 1991 sämtlichen Parteien mit der Möglichkeit

zur Abgabe einerÄußerung übermitteltwurde.

Schriftlich sind zudem Stellungnahmen der Amtssachverständigen der Abteilung Wasser-, Forst- und

Energierechtsowie desAntragsstellers, anwaltlich vertreten durch Dr. eingelangt.

2. Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens - Sachverhaltsfeststellungen:

2.1. Allgemeines zum Projekt:

Aufgrund der Antragsunterlagen (insbesondere aufgrund des Technischen Berichtes Nr.•bZW.
_ kann das Projekt in seinen Grundzügenwie folgt beschrieben werden:

Übersicht:

Der stellt einen orographisch rechten Zubringer im Oberlaufder_dar. Das

gesamte Einzugsgebiet des beträgt ca. 12,3 km'. Der nördliche Teil des

Einzugsgebietes des bis zur Wasserfassung (1839 m) der geplanten

Wasserkraftanlage liegt im Gebiet der der südliche Teil im

Das Einzugsgebietwird durch folgende Berggipfel begrenzt:

• -• -• ..•
•
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Das Einzugsgebietder Wasserkraftanlage ist ca. 11,5 km' groß und liegt im Talbereichde_
bis zur Staatsgrenze am _ großteils oberhalb der Baumgrenze.

Ausgehend von der Fassung auf 1839 m~) gelangt das Triebwasser in den

_ welcher orographisch rechts des~uiert ist. Danach wird er Ober eine

etwa 1,26 km lange Druckleitung (DN 500) mit nicht zugsicheren Muffenverbindungen in der

nordwestlichen Fahrbahn der LI_raße) bis zum Festpunkt 1 geleitet. Ab hier ist die

Druckrohrleitung mit zugsicheren Muffen hergestellt und fOhrt im Folgenden Ober den Steilabstieg
durch einen Wald bis zum _ welches nach weiteren rund 660 m erreicht wird.

Das _ (Turbinenachse = 1539 m) soll orographisch rechts der _ etwa 800 m

unterhalb der EinmOndung des i~situiert werden. Das Krafthaus

wird am Hang auf einer ebenen Flache neben der~tet. Die WasserrOckgabe in die

_erfOlgt Ober einen etwa 46 m langen DN 800 Kanal und ein anschließendes etwa 25 m

langes offenes Gerinne.

Projektkenndaten:

Einzugsgebiete:

Wasserfassung

Rockgabe

Zuwachs in der Entnahmestelle

Bach-km

1,375

0,00

Einzugsgebiet

11,5

12,3

0,8

[km']

Fallhöhen

Wasserfassung - Wasserspiegel

Krafthaus- Turbinenachse

Bruttofallhöhe

Nettofallhöhe (bei OA=0,45m'/s)

1.837,0 m

1.539,0 m

298,0 m

278,7 m

Leitungsdaten

GGG DN 500 nicht zugsichere Muffenverb.

GGG DN 500 zugsichere Muffenverbindungen

Gesamtlange GGG DN 500

Wasserwirtschaft

Mittlerer Jahresabfluss (bei Wasserfassung)

Mittlerer Sommerabfluss (beiWasserfassung)

MittlererWinterabfluss (bei Wasserfassung)

Ausbauwassermenge OA

1.265

695

1.960

0,411
0,675

0,123

0,450

m
m

m

(schrage

(schrage

(schräge

Lage)

Lage)

Lage)

m'/s

m'/s

m'/s

m'/s

Spezifische Ausbauwassermenge OA.km'

HO"o (siehe Anhang, Beilage D)

HO"o (siehe Anhang, Beilage D)

39,1 IIs.km'

24 m'/s

1511s

= 450 IIs I 11,5 km'

= bei Wasserfassung

= 1,3 IIsec.km' *11,5 km'
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NNO (am 05.03.1996- umgelegt berechnet) 291/s = 2,5 I/sec.km' *11,5 km'

Dotierwasserabgabe

Dynamisch mit fixer Sockelabgabe und

Fixum:

Zusätzlich:

Bei NO, (=25 I/s):

zusätzlich

20

20%

31

prozentuell vom Zufluss
I/s

Oow
I/s

Energiewirtschaft

NennleistungTurbine

Ausbauleistung

NenndrehzahlTurbine

Nennleistungen Generator

Schleuderdrehzahl Generator

Nennfrequenz

Regeljahreserzeugung

davon Sommerhalbjahr

davon Winterhalbjahr

1.110

1.070

1.000

1.400 kVA

1.800

50

5,3

4,0

1,3

kW

kW

Ulmin

= bei cos-phl 0.80

Ulmin

Hz

GWh

GWh

GWh

Insgesamt soll bel einer 120-tägigen Ausbauwassermenge ausschließlich der Pflichtwasserabgabe

eine Ausbauleistung von ca. 1.070 kW erreicht werden.

Technische Beschreibung der einzelnen Anlagenteile:

Wasserfassung:

Die Einzugswassermenge von 0,450 m'/s aus dem~rd Ober ein Grundwehr mit

Stauwasserspiegel 1839,00 m. O. A., in der Literatur~' bekannt, eingezogen. Der

Durchflussquerschnitt wurde auf das toO-jährliche Hochwasser mit ca. 25 m'/s bemessen (siehe

Punkt 6.1.1).

Zur Konzentration des Wasserabflusses beim.-'wurden die beidufrigen FlOgel mit einem
gleichmäßigen Gefälle zur Abflusssektion hin ausgebildet. Um die Wasserfassung errichten zu

können wird der in diesem Beriech begradigt. Die zu errichtenden Böschungen

können das 100-jährliche Hochwasser mit ausreichender Sicherheit bewältigen und werden mit

Wasserbausteinen, Gewichtsklasse 5 gesichert.

Der Wehrkörper wird größtenteils aus Beton bzw. Bruchsteinmauerwerk in Beton ausgefOhrt.

Durch den 20% geneigten Einlaufrechen mit 60 mm Spaltweite fällt das Wasser in den darunter

liegenden Wehrkanal. Von dort fließt das geschiebefOhrende Wasser in den Ouerkanal und durch den

anschließenden Kontrollquerschnitl. Der stahlgepanzerte Kontrollquerschnitl hat die Aufgabe, die

Zulaufmenge zur unmittelbar folgenden ca. 15m langen und 1,5 m breiten Entsanderkammer, und

damit auch den Gesamteinzug der Wasserfassung, zu begrenzen.
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Mit einem Zulaufschieber kann der Kontrollquerschnitt dem gewOnschten Einzug entsprechen d

vergrößert oder verkleinert werden. Im Betriebszustand ist dieser Einlaufschieber so weit abgesenkt,
dass man den Ausbaudurchfluss gerade noch einzieht. Um den Einlaufschieber im Falle einer

Reparatur ausbauen zu können, ist beim Wehrkanal ein Dammbalkenverschluss als
Absperrvorrichtung vorgesehen.

Bei Hochwasseraberströmung des Wehres vergrößert sich der Gesamteinzug um bis zu ca. 40 %,

sodass der in der Entsanderkammer angeordnete Entlastungsaberfall anspringt, und jeden
Mehreinzug in das Bachbett zurOckgibt.

Entsandung:

In der Entsanderkammer mit ca. 55 m' Inhalt wird das durch den Rechen begrenzt eingezogene

Geschiebe abgelagert bzw. der im Wasser befindliche Sand sedimiert.

Abgesehen davon, dass im Winterhalbjahr keine EntsanderspOlungen stattfinden, sollten diese im
Zeitraum Mai bis September so erfolgen, dass sie portionsweise mit den erhöhten natOrlichen

AbflOssen gekoppelt werden.

Die Ablagerungshöhen im Entsander müssen daher kontinuierlich gemessen bzw. Oberwacht werden.

Die Kieshöhenerfassung ist mittels Ultraschallmessung vorgesehen.

Am unterwasserseitigen Ende der Entsanderkammer befindet sich der Entnahmeaberfall, zu dessen

Schutz vor unerwOnschtem Geschiebeeinzug man oberwasserseitig eine Tauchwand mit horizontal
liegendem Gitterrost anordnet.

In der abschließenden Stimwand der Entsanderkammer liegt die durch deinen Spolschutz
verschlossene SpOlöffnung.

Im Anschluss an den Entnahmeaberfall befindet sich die 150 m' fassende Entnahmekammer welche

durch ihre Retentionswirkung einen kontinuierlichen Betrieb der Wasserkraftanlage auch wahrend der
Spülungen der Entsanderkammer gewahrleistet.

AusfOhrungen zur Dotationswasserabgabe:

Die Dotationswassergerinne wurde auf 20 IIs und zusätzüch 20% der ankommenden Wassermenge
bemessen.

Beim,,_' ist unmittelbar orographisch links die Dotationswassergerinne vorgesehen. Die

Dotierwasserrinne wird in Höhe und Querschnitt so konzipiert, dass bis zum Anspringen des.

_ zumindest die Mindestrestwassermenge von 20 Ils im Bachbett verbleibt. Darober werden

zusatzlich noch 20% der ankommenden Wassermenge als Dotalionswasser belassen. Damit ist auch

gewahrleistet, dass im gesamten Bachverlauf ohne Unterbrechung eine WasserfOhrung gegeben ist.

Weiters sei darauf hingewiesen, dass die Einmondung eines Baches etwa 130 Meter hinter dem

_gonstig auf die laufend ausreichende Wasserfahrung des wirkt.

Zufahrt zur Wasserfassung:

Sie ist von der Kehre der L_straße ober den
Lange möglich.

aus mit nur wenigen Metern
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Katalog der Anlagenteile:

55m3 und Entnahmekammer IN= 150 m3

SpOIleitung

Entsandung IN=

Ifm

1 Stk. Wasserfassung mit
12,70

14,101fmEntleerungsleitung

Druckrohrteitung:

Die Druckrohrleitung zwischen Wasserfassung und Krafthaus wird als Spharogussleitung mit einer
Dimension von 500 mm Nennweite zunächst in nicht zugfester Ausführung, nach etwa 70% der

Leitungslange in zugfester Ausfohrung errichtet.

Die schrage Leitungslange betragt 1.960 Ifm.

Die Druckrohrleitung beginnt in der Schieberkammer der Wasserfassung mit Sohlhöhe 1834,40 m,

wobei der Betriebswasserspiegelauf 1837,00 liegt. Die Druckleitung verläuft zunächst ca. 820 m etwa

1 m innerhalb des talseitigen Asphaltrandes in der L Straße. Danach wechselt sie für

ca. 100 m an den bergseitigen Rand der Straße bevor sie auf eine Lange von 70 m an den talseitigen
Randder~traße schwenkt. Dieser Seitenwechsel ist wegen der geplanten Ausbaumaßnahme

der Straße in diesem Bereich und den zukOnftigen Gelandeverhaltnissen erforderlich.

Nach einer Gesamtiange von 1260 m, also nach weiteren 270 m wechseln im Bereich der Kehre der

.straße die Rohrverbindungen von nicht zugfester Ausführung in zugsichere
Muffenverbindungen.

Nach 20 Metern wird die L. unterquert und die Druckleitung fOhrt weiter in östliche Richtung in

einen Wald wo sie in einem lang gezogenen Linksbogen in nördliche Richtung schwenkt und einen

Steilabstieg bis zum Krafthaus mit der Turbinenachshöhevon 1539,00 m fOhrt.

I.

i
[

I:
!'.

I
i

Die Rohrleitung ist im gesamten Bereich im Graben eingebettet und mind. 1 m OberschOttet.

Die Rohrleitung passt sich durch Muffenabwinkelung (max. 3') weitgehend den östlichen

Gegebenheiten an. Bei • im Bereich der nicht zugsicheren Ausführunq sowie an kritischen

Stellen (Resultierende nach oben, Aufnahme der Schubkrafte) sind insgesamt 12 Betonfestpunkte

als Widerlager vorgesehen. Die endgOltige Berechnung der Festpunkte erfolgt in der Detailplanung.

Als durchgehender Korrosionsschutz werden die GGG-Rohre innen mit einer mind. 5 mm starken

Zementmörtelschicht aus Tonerdeschmelzzement versehen. Als außerer Oberflachenschutz ist

zumindest eine Spritzverzinkung (200 glm' Zink) sowie falls erforderlich eine ZementmörtelumhOllung

mit einer Mindeststarke von 5 mm geplant.

Der Druckstoß wird mit ± 20% der relativen statischen Druckhöhe angesetzt. Ab einer

Turbinennadelverschlusszeit von mind. 16 Sekunden ist gewahrleistet, dass der Druckstoß nicht
Oberschritten werden kann.

1684



9

Wie im Plan Nr. _ ersichtlich, ist in der Druckrohrleitung in jedem Betriebsfall ein positiver Druck

(kein Unterdruck) vorhanden. Auf ein Wasserschloss kann somit auch unter Bedachtnahme des
Thomaquerschnittesvon 0,02 m' verzichtet werden.

Am Ende des nicht zugsicheren Abschnittes (FP1) ist ein Mannloch vorgesehen.

Katalog der Anlagenteile:

1260

660

1920

(schräg
(schräq 695)

(schräq

1265)

IFm

1960

IFm GGG

GGG DN 500

Ifm GGG

DN
K8

500
Tyton

DN

K8 Tyton
TKF (zugsicher)

500 gesamt

1
12

Je

Krafthaus:

1960 Ifm Energie-, Daten- und

Mannloch

Festpunkte

Steuerkabel !
'".

Es besteht ein privater Forstweg, der in den Berech des geplanten Krafthauses fOhrt und ohne

weiteren Ausbau als Baustellenzufahrt, sowie langerfristig als Zufahrt zum Krafthaus dient. FOr die
unmittelbare Zufahrt zum Krafthaus wird eine etwa 33 m lange Zufahrt errichtet.

Der Zugang bzw. die Zufahrt in das Maschinenhaus erfolgt Ober ein 3,5 m breites und 4,0 m hohes

Tor.

Das Krafthaus wird in

gegenOber dem

Hang gebaut.

Stahlbetonbauweise rechtsufrig der _ am Rand des Talbodens

errichtet. Das Gebaude wird rockseitig direkt in den beginnenden r'i

I

Um den natürlichen Gegebenheiten des Krafthausstandortes gerecht zu werden wird das Gebäude

rockseitig bis zum Dach hinterfOIit. Der _Raum und der Kuppeltrafo-Raum werden im bergseitig

östlichen Anschluss an die Maschinenhalle errichtet. Östlich daran schließt eine Flogelmauer an. Das.
Gebäude beinhaltet den 5.0 m hohen Maschinenraum mit der 2-dOsigen Freistrahlturbine und dem

Generator sowie Raume fOr den Kuppeltrafo und einen Schaltraum für die.Zur Montage der

elektrotechnischen und maschinellen Einrichtungen wird in der Maschinenhalle ein Montagekran mit
einer Tragkraft von 10 to unter der Decke errichtet.

In der Maschinenhalle wird ein Entfeuchtungsgerat installiert. Die Be- und EntlOftung des

Traforaumes sowie der Schaltanlage erfolgt über bewegliche LOftungsjalousien sowie beim
Maschinenraum Obereine Ablufthaube 150/100 im Dach.

Das Dach des Krafthauses wird als Fachdach ausgeführt.

Die Unterwasserableitung erfolgt Ober einen rd. 47 m langen Stahlbetonkanal DN 800 in ein

namenloses Gerinne und Ober dieses nach weiteren rd. 24 m in die
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Maschinelle und elektrotechnische Einrichtungen:

Die geplante Wasserfassung wird mit elektrornaschineIlen Komponenten für die Automatisierung der

Anlage ausgestattet. Für die Steuerung der automatischen Spülung der Wasserfassung ist der

Einbau einer elektronischen Geschiebestandsmessung vorgesehen. Die Spülung der Wasserfassung

erfolgt automatisch. Es ist der Einbau von elektrisch betatigten Schiebern vorgesehen, welche von
der Kraftwerksanlage aus ferngesteuert werden. Zudem soll die Wasserfassung mit einer

Videoanlage visuell überwacht werden. Die Einlaufkammer in der Wasserfassung soll mit einer

Niveaumessung und einer Abflussmessung ausgestattetwerden.

Zwischen Krafthaus und Wasserfassung werden im Zuge der Druckrohrverlegearbeiten die
erforderlichen Energie- und Steuerkabelveriegt.

Beschreibungdes Maschinensatzes:

Es wird ein Maschinensatz mit einer Pelton Turbine (mit horizontaler Welle) und ein

Drehstromsynchrongeneratormit Spezialwellenende vorgesehen.

Die zweidüsige Pelton Turbine wird voraussichtlichwie folgt ausgestattet:

1. Dosenstelleinrichtungen mit Handnuttrieb

2. Strahlabschneider mit Schließgewichtund Unterstellung

3. Elektronischer Drehzahlregler

4. Überwachungseinrichtungen für Lagertemperaturund Drehzahl.

Als Generator ist der Einbau eines Drehstromsynchrongenerators in bOrstenloser, wassergekohlter

Ausführung mit Wechselstromerregermaschine mit Dampferwicklung mit Gleitlagerbau von B3

Schutzart mindestens IB 23 mit einem freien Spezialwellende zur direkten Aufnahme des

Turbineniaufrades, Isolation und Erwarmung nach lEG für 40° Umgebungstemperatur vorgesehen.
Nennleistung betragt 1.400 Kilo va.

Weiters werden ein Mittelspannungsschaltanlage Reihe 30 und eine Niederspannungsschaltanlage
400 V sowie ein Mittelspannungsschaltkabelgarnitur Reihe 30 und elektrische Schutzeinrichtungen

sowie Steuerungs- und Drehzahlregler, Netzschiene 400 Verrichtet. Die Fernsteuerung und

Fernüberwachung der Anlage wird Ober ein Visualisierungspendel, welches mit der.über eine

Datenverbindung kommuniziert angezeigt. Bei Ausfall des Bedienpendels besteht die Möglichkeit, die
Anlage über einen Handmullautomatikschalter Handzusteuern.

2.2. Feststellungen aus naturkundefachlicher Sicht:

I
I

ist aufgrund seiner Naturbelassenheit ein Fluss von hoher naturschutzfachlicherDer

Wertigkeit.

Die Verwirklichung des geplanten Kraftwerkbaus und die damit verbundenen Veranderungen am

vor allem im Bereich der Wasserfassung, werden die NalOrlichkeit des Gewassers

nachhaltig beeintrachtigen. Ebenso wird der Wasserentzug um größtenteils weit über die Hältte des
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natürlichen Wasserdargebotes das für die Grobblockigkeit und teilweise kaskadenartige Ausbildung

der Entnahmestrecke erforderliche Spritzwasser erheblich reduzieren, dadurch Lebensraume

einengen und dadurch in weiterer Folge den Naturhaushalt und die Lebensgemeinschaften der

Verzahnungszone Wasser - Land schwerwiegend und nachhaltig beeintrachtigen.

Die naturkundliche Beurteilung hat ergeben, dass bei monatlicher Mittelwasserannahme über neun

Monate im Jahr weniger als die Hälfte der natürlichen Wasserführung, bei monatlicher mittleren

Niederwasser sogar elf Monate im Jahr weniger als die Hälfte der natürlichen Wasserführung in der

Entnahmestrecke verbleibt und dass dadurch ca. 1/3 der Bachstrecke - gegenüber den 98 bis 99%

im derzeitigen unbeeinflussten Zustand - als nicht mehr natUrIich angesehen werden kann.

Der Wasserentzug wird die NatUrlichkeit des Baches in ca. 1/3 seiner Lauflange stark und nachhaltig

beeintrachtigen, sodass auf Dauer des Bestandes der Anlage die Einmaligkeit des Gewässers bei

gesamtheitlicher Betrachtung sowohl als Lebensraum als auch als Landschaftselement zu Nichte

gemacht wird und der Bach seinen Status als Referenzgewasser verlieren wird.

Zudem liegt ein geringer Teil des Einzugsgebietes des (Bereich_-.

~ im Nationalpark zugleich Natura 2000-Gebiet. Die projektartige Anlage ist so

situiert, dass auch negative EinflUsse auf das Nationalparkgebiet nicht grundsatzlich ausgeschlossen

- wenn auch nicht sehr wahrscheinlich - sind.

Insgesamt werden dauerhafte und schwerwiegende Beeintrachtigungen der Naturschutzinteressen

prognostiziert.

2.3. Feststellungen zu den (langfristigen) öffentlichen Interessen:

Ziel des geplanten Kaftwerksvorhabens ist es laut AntragssteIler, die Versorgungssicherheit im

Stromnetz (100%-lge Einspeisung), wie hier im speziellen durch die Errichtung eines Kraftwerkes am

Talende des zu erhöhen.

Der diesbezugliche Bedarf ergebe sich aus der Betrachtung des österreichischen

Energiegesamtbedarfs, welcher nicht zur Ganze durch Energie gedeckt werden kann, die aus

Wasserkraft, Wind bzw. Solaranlagen erzeugt wird. Daher trage jede Energieerzeugungsanlage ­

und somit auch die gegenstandliche - dazu bei, die Emissionen in Österreich zu senken. Zu einer

solchen Senkung von CO2-Emissionen haben sich zahlreiche Länder, darunter auch Österreich, im

Rahmen des Übereinkommens der vereinten Nationen Uber Klimaanderungen (BGBI. Nr. 414/1994),

der Kyoto-BeschlUsse sowie gemaß dem Elektrizitatswirtschafts- und -organisationsgesetzes

vertraglich verpflichtet.

Mit dem geplanten Projekt sollen jährlich 5,3 Mio. KWh Strom erzeugt werden, was einem

Heizölverbrauch von 0,85 Mio. I (1 I Heizöl = 6 KWh) entspreche und jeder verheizte Liter Heizöl in

der Luft lande. Dies fUhre Uberdies zur Vermeidung von Importen von Gas und Öl.
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Grundsätzlich liegt diese Zielrichtung aus elektrotechnischer und energiewirtschaftlicher Sicht in

einem begrüßenswerten Stadium und wird von diesen Seiten auch befürwortet.

Zu erwähnen bleibt jedoch Art 7 des Protokolls "Energie", BGBI. 111 Nr. 237/2002, wonach

grundsätzlich soweit als möglich sowohl bei neuen als auch bei bereits bestehenden

Wasserkraftanlagen die ökologische Funktionsfähigkeit der Fließgewässer und die Unversehrtheit der

Landschaften durch geeignete Maßnahmen über die Festlegung von Mindestabftussmengen, die

Umsetzung von Vorschriften zur Reduzierung der künstlichen Wasserstandsschwankungen und die

GeWährleistung der Durchgängigkeit für die Fauna sichergestellt werden sollte.

Das Vorliegen eines grundsätzlichen langfristigen öffentlichen Interesses an der Errichtung von

Anlagen für die Produktion von Strom aus emeuerbaren Energiequellen ist anzuerkennen. Es wurde

jedoch nicht glaubhaft dargetan, worin gerade das langfristige öffentliche Interesse an der

Verwirklichung der Kraftwerksanlage " " in der gegenständlich vorliegenden Planung

gelegen ist. Ein derartiges langfristiges öffentliches Interesse ist nicht gegeben.

3. Beweiswürdigung:

Die Feststellungen zu Punkt 2.1. ergeben sich aus den Einreichunterlagen und sind unbestritten.

Die Feststellungen zu Punkt 2.2. ergeben sich aus dem Gutachten des naturkundefachlichen

Amtssachverständigen Dieser hat wörtlich ausgeführt wie folgt:

,Die vorliegenden Projektsunterlagen sind fOr die naturkundliche Beurteilung ausreichend. Die Inhalte
dieser Unterlagen konntenbeimheutigenLokalaugenschein bestiJtigt werden.

Im Projektsteil,Limnologische Untersuchungen" wurden auf den Seiten 61 folgende die Situation der
Uferböschungen, der GewiJssersohle und der Verzahnung mit dem Umland beschrieben und
dargestellt. Daraus ergibt sich, dass hinsichtlich Verbauungsgrat der Uferböschungen der

auf 99% seiner Fließstrecke unverbaut ist. Ein eben solches Bild (99 % unverbaut)
ergibt sich in der GewiJssersohle. Die Verzahnung mit dem Umland ist zu 97,8% als durchgehend
und natarlich ausgepriJgt angegeben. Daraus folgert, dass der fast zur GiJnze als
naturbelassenes FließgewiJsser einzustufen ist. Vergleicht man den mit anderen

SeitenzubringerbiJchen des _ales, so weistdieser Bach die Igensc a " mmaligkeit" auf.
Die weiteren ZubringerbiJche ta/auswiJrts dieses GewiJssers (in nicht vergletscherten

Einzugsbereichen der ~ruppe und des~ebirgeS) sind alle mehr oder weniger
kontinuierlich in steiler LiJngsneigung ausgepragt. Der taleinwiJrts des
__ weist ein vergletschertes Einzugsgebiet und damit eine eigenstiJndige

~ Der hingegen ist ptimet ein Seeausrinn (aus dem"J, weist
in seinem OberlaufFlachstrecken mit miJandrirendem Verlaufund erst in seinem unteren Drittel eine
Steilstufe auf wo der Bach eine grobblockige Ge/iJndestufe aberwindet. Die herausragende
Naturbelassenheit dieses GewiJssers in gesamtheitlicher Sicht wird auch im limnologischen
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Gutachten dokumentiert, es wird darin ein sehr guter Zustand klassifiziert und damit ist das Gewässer

aufals Referenzgewässer anzusehen.

Der geplante Wassereinzug durch die projektierte Anlage hat unter Berücksichtigung der heute

beantragten PfIichtwasserabgaben zur Folge, dass unter Annahme MO in den Monaten Jänner bis

März und Mai max. 45% des naWrlichen Wasserdargebotes in der Restwasserstrecke verbleiben. In

den Monaten April, August bis September max. 38%. Lediglich in den Monaten Juni, Juli und August

verbleiben mindestens 2/3 des naWrlichen Wasserdargebotes in der Entnahmestrecke. Unter

Annahme NMO verbleiben in den Monaten Jänner bis April sowie Juni max. 48% des natarlichen

Wasserdargebotes in der Entnahmestrecke. In den Monaten Mai sowie September bis Dezember nur

32% und 39%. Lediglich im Juli bleiben ca. 60% in der Entnahmestrecke.

Da somit bei monatlicher Mittelwasserannahme über neun Monate im Jahr weniger als die Hälfte der

naWrlichen Wasserführung, bei monatlicher mittleren Niederwasser sogar elf Monate im Jahr weniger

als die Hälfte der natariichen Wasserführung in der Entnahmestrecke verbleibt, kann ca. 1/3 der

Bachstrecke als nicht mehr naWrlich angesehen werden (gegenüber den 98 bis 99% im derzeitigen

unbeeinflussten Zustand).

Die Trasse der Druckrohleitung in der Last vom Natureingriff her unproblematisch. Der weitere

Trassenverlauf berührt zu überwiegenden Teilen einen Block-Fichtenwald, ein Lebensraum der nach

der neuen Naturschutzverordnung 2006 besonderen Schutz genießt. Aufgrund der schwierigen

Geländeverhältnisse werden hier die Grabungsarbeiten größere Arbeitsbreiten erforderlich machen

und sich damit während der Bauzeit auf die GelMdemorphologie negativ auswirken. Ein

Niedermoorbereich im obersten Abschnitt dieses Trassenverlaufes kann umfahren werden.

Der Standort des Krafthauses ist in Folge Sichtabschirmung durch umgebenden Wald als unauffsllig

anzusehen. Vermessungen an diesem Standort waren im Zuge des heutigen Lokalaugenscheins

sichtbar dürften aber aufdie Situation der Schneeschmeize zurückzuführen sein.

In gesamtheitlicher Sicht müssen die Eingriffe durch den geplanten Kraftwerksbau folgendermaßen

beurteilt werden:

Die VeriJnderungen am im Bereich der Wasserfassung (gewisse Begradigungen des

Baches, .Ufersicherungen) werden die Natarlichkeit des GewSssers in diesem - allerdings relativ

kurzem Abschnitt - nachhaltig beeintriJchtigen.

Die BeeintrSchtigungen durch die Grabungsarbeiten für die Druckrohrleitung sind wShrend der

Bauzeit als stark anzusehen, können aber in absehbaren ZeitriJumen saniert werden.

Der Wasserentzug schließlich wird die NaWrlichkeit des Baches in ca. 1/3 seiner Lauflsnge stark und

nachhaltig beeintrSchtigen, sodass auf Dauer des Bestandes der Anlage die Einmaligkeit dieses

GewSssers bei gesamtheitlicher Betrachtung sowohl als Lebensraum als auch als

Landschaftselement zu Nichte gemacht wird und der Bach seinen Status als Referenzgewässer

verlieren wird.

Ein geringer Teii des Einzugsgebietes des (Bereich_-

liegt im Nationalpark zugleich Natura 2000-Gebiet. Die projektierte Anlage ist so
situiert, dass keine negativen Einflüsse auf das Nationalparkgebiet zu befürchten sind."

Zudem hat der naturkundefachliche Amtssachverstsndige in seiner ergänzenden Stellungnahme vom

30.06.2006 betreffend der Antragsmodifikation (Höhe der Restwassermengen sowie die

Pflichtwasserdarstellung) ausgeführt wie folgt:

.Restwassersituation:
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In den Punkten 4.1., 4.2. und 4.3. werden die AbflussverhIJltnisse be3i MQ, MNQ und NQ

Obersichtlich tabellarisch dargestellt, in den Tabellen enthalten sind auch die ProzentsiJtze des

Restwassers im VerhiJ/tnis zum natorJichen Wasserdargebot bei den jeweiligen Vorgaben (MQ, MNQ

undNQ).

Daraus Istzusammenfassend zu erkennen:

4.1. (Seite 9, Vorgabe MO):

Das Restwasser unter der Wasserfassung betriJgt 5 Monate im Jahr unter 50% des Zuflusses, 1

Monat 40% und weitere 5 Monate unter 40% des Zuflusses. Lediglich im Monat Juni liegt das

Restwasser knapp Ober50% des Zuflusses.

Nach RICCABONA S., 1989 liegt die Wahmehmungsschwelle einer Verringerung der Wassermenge

durch den Beobachter bei 35-40% Wasserentzuq, dieser Grenzwert wird somit qanzjiJhriq

Oberschritten.

4.2. (Seite 11, Vorgabe NMO):

Das Restwasser unter der Wasserfassung betragt 4 Monate im Jahr unter 50% des Zuflusses und

weitere 5 Monate unter 40% des Zuflusses. In 3 Monaten liegt das Restwasser Ober 50% jedoch

unter 60% des Zuflusses.

Somit wird auch unter dieser Vorgabe der obige Grenzwert ganzjiJhriqOberschritten.

4.3. (Seite 13, Vorgabe niedrigstes Monatsniederwasser NO):

Das Restwasser unter der Wasserfassung betragt 3 Monate im Jahr Ober 50% und darunter des

Zuflusses, 3 Monate unter 40% des Zuflusses. In 2 Monaten liegt das Restwassl3rOber50% jedoch

unter 60% des Zuflusses, in 1 Monat (Julij Ober 70% des Zuflusses. Bei NQ-Vorgabe kann das

Kraftwerk in den Monaten JiJnner bis MiJrz Oberhaupt nicht betrieben werden, sodass in diesen 3

Monaten das gesamte natorJiche Wasserdargebot in der Entnahmestrecke verbleibt.

Nur unter dieser Vorgabe wird der obige Grenzwert in 8 Monaten Oberschritten und In 4 Monaten

unterschritten.

B. Wasserfassung:

Zur Errichtung der Wasserfassung muss der Bach in diesem Bereich und oberhalb davon begradigt

und technisch verbaut werden (Pkt. 5.1.1. Seite 15; vgl. auch Ausfohrungen bei der VHvom

4.5.2006). Auch sind technische Baugrubensicherungen (Spritzbeton, maximale Höhe 7,6 mund

FliJche von ca. 180m2
; Pkt. 2.3.) erforderlich.

Der Bach ist in diesem Bereich derzeit völlig natorlich ausgepragt, diese technischen Anlagen werden

hier die NatorJichkeit zunichte machen.

C. ErgiJnzendzu dem bei der VH am 4.5.2006 abgegebenen Gutachten wird bemerkt:

Die Grobblockigkeit und teilweise kaskadenartige Ausbildung der Entnahmestrecke bedingt, dass

eine Benetzung der Verzahnungsbereiche Wasser - Land nicht nur durch die fließende Welle,

sondern insbesondere durch Spritzwasser erfolgt. Diese hygropetrische Verzahnungszone bietet

einen charakteristischen Lebensraum fOrsteinbewohnende Algen und Moose samt erfahrungsgemiJß

typischer Fauna - wie z.B. auf diese hygropetrischen VerhiJltnisse spezialisierte Eintagsfliegen,

steinfliegen, Köcherfliegen, _ZwergwasserkiJfer, HakenkiJfer (diese Flora und Fauna wurde bei den

gewiJsserspezifischen limnologischen Untersuchungen nicht erhoben). Diese Zone geht mit
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die reichlich ausgepriJgten, ebenfalls hygrophilen

Untersuchung). Gerade diese VerhiJltnisse sind

völlige Natorlichkeit des in der

Der Wasserentzug um größtenteils weit Ober die HIJ/fte des natorlichen Wasserdargebotes wird

dieses Spritzwasser erheblich reduzieren, damit LebensriJume einengen und wieder damit

Naturhaushalt und Lebensgemeinschaftender Verzahnungszone Wasser - Land schwerwiegend und

nachhaltig beeintriJchtigen.

Das Landschaftsbild ist unabhiJngig vom Erholungswert zu sehen, eine Natorlichkeit der Landschaft

ist ein Wert an sich, auch ohne Einfluss auf das Wohlbefinden des Menschen. Natorliche und

naturnahe GewlJsser zlJh/en zu den hochrangigsten Landschaftselementen, also SchlOsse/elementen

des Landschaftsbildes (RICCABONA S., 1989).

Die im Projekt enthaltene ökomorphologische Zustandserhebung belegt die Natorlichkeit des

zu rund 98% seiner Fließstrecke. Da der Wasserentzug durch das gepl. Kraftwerk

unter Normalverhaltnissen (MQ und MNQ) die von RICCABONA angegebenen Grenzwerte

jahresdurchglJngig bei weitem Obersteigt, kann bei Realisierung des Projektes von einer Natorlichkeit

des Baches in der Entnahmestreckekeine Rede mehr sein.

Auch die technische Anlage der Wasserfassung samt Begleitmaßnahmen (Begradigung, technische

Sicherung) wird die Natorlichkeit des GewlJssers in diesem berDhrten Bereich zerstören.

Somit wOrde dieses GewlJsser - in seiner Natorlichkeit SchlOsse/element des Landschaftsbildes ­
dieses Wertes beraubt und damit schwerwiegend und nachhaltig beeintrlJchtigt. "

Wenn auch der Antragsteller sowohl bei der mündlichen Verhandlung als auch schriftlich diverse

Ausführungen des naturkundetachlichen Amtssachverständigen kritisiert hat, so ist ihm dennochnach

der ständigen Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes nur die Möglichkeit eingeräumt, die

Unschlüssigkeit und Unvollständigkeit eines Gutachtens zur rügen bzw. ein Gegengutachten auf

gleicher fachlicher Ebene vorzulegen. Keiner dieser beiden Fälle ist im gegenständlichen Fall

zutreffend.

Vielmehr handelt es sich um ein fachlich fundiertes, schlüssiges und nachvollziehbares

naturkundefachliches Gutachten, welchem die erkennende Behörde die zu erwartenden

Beeinträchtigungen zweifelsfrei entnehmen konnte. Im gegenständlichen Fall konnte die erkennende

Behörde dem Gutachten des Amtssachverständigen voll inhaltlich folgen. Es ist daher davon

auszugehen, dass massive und langfristige bzw. millelstarke und langfristige Beeinträchtigungen

durch die Verwirklichung des geplanten Vorhabens zu erwarten sind. Das Vorbringen des
Antragstellers konnte diesen Feststellungen nicht entgegen treten.

Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass ein taugliches Sachverständigengutachten, welches mit

den Erfahrungender Lebens- und den Denkgesetze nicht im Widerspruch steht, in seiner Beweiskraft

nur durch ein gleichwertiges Gutachten bekämpft werden kann (VwGH 18.03.1994, ZI. 90107/018 und
andere). Ein Gegengutachten wurde nicht vorgelegt.
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Im Rahmen der freien Beweiswürdigung ist davon auszugehen, dass das auf einem ausreichenden
Befund beruhendeschlüssige Gutachten des Amtssachverständigen nicht erschüttert werden konnte.

Zwar kommt einem Amtsgutachten keine beweismachende MonopolsteIlung zu, dennoch ist im

gegenständlichen Fall das Amtsgutachten im Werte des Beweismittels seinem inneren
Wahrheitsgehaltbeurteiltund für gut befunden worden.

Die Feststellungen zu Punkt 2.3. ergeben sich einerseits aus dem Vorbringen des Antragstellers und

andererseits aus den Stellungnahmen des naturkundefachlichen und limnologischen

Amtssachversländigen, der wasserwirtschaftlichen und energiewirtschaftlichen

Amtssachversländigen sowieder Äußerung derGemeinde"

Die Antragstellerin begründet die Verwirklichung des Vorhabens mit dem öffentlichen Interesse der

Vermeidung von Emissionen (Einsparung von Heizöl und dessen Verbrennung sowie
Multiplikatoreffekt), der Vermeidung von ÖI- und Gasimporten, der Einhaltung der Kyoto-Beschlüsse,

dem Elektrizitätswirtschafts- und Organisationsgesetz (§ 3 Zif. 3 iVm. § 7 Z 11) sowie mit dem Anstieg

der Temperaturen und mit der damit verbundenen zu befürchtenden Klimaveranderung und

Naturkatastrophen.

Die erkennende Behörde vermag grundsätzlich das (langfristige) öffentliche Interesse an Strom aus

erneuerbaren Energiequellen zu erkennen. Sie kann daraus aber nicht den grundsatzlichen Schluss

ziehen, dass die Errichtung jeglicher Wasserkraftanlage an sich schon aufgrund der zitierten

Rechtsbestimmungen im langfristigen öffentlichen Interesse gelegen ist. Vielmehr ist das langfristige

öffentliche Interesse im Einzelfall dar zu tun. Es ist jedoch im gegenstandlichen Fall keinesfalls

dargetan worden, dass genau die Errichtung des Wasserkrafianlage diesem Ziel

dezidiert zum Durchbruch verheifen wird. Auch das Vorbringen, dass das geplante Kraftwerk eine

jährliche Energie von 5,3 Gigawattstunden erzeugen würde und dies - geteilt durch 50%

Wirkungsgrad aus dem Heizwertvon 1 kg Heizöl leicht - 892.962,44 kg Heizöl leicht entsprechen und
diese Summe dadurch vermieden werden könnte, konnte nicht ausreichend überzeugen.

Hingegen ist das (langfristige) öffentliche Interesse an der Bewahrung der Landschaft vor störenden

Eingriffen darin zu sehen, dass der im Projektsgebiet als weitgehend natürlich

erhalten gilt.

Nach den Ausführungen des naturkundefachlichen Amtssachverständigen vom

30.06.2006 ist davon auszugehen, dass der Wasserentzug um größtenteils weit über die Hälfte des

natürlichen Wasserdargebotes das Spritzwasser erheblich reduzieren, damit Lebensräume einengen

und somit den Naturhaushalt und Lebensgemeinschaften der Verzahnungszone Wasser - Land

schwerwiegend und nachhaltig beeinträchtigen wird. "Somit wOrde dieses Gewässer - in seiner
Natorlichkeit SchlOsselelement des Landschaftsbildes - dieses Wettes beraubt und damit
schwerwiegend und nachhaltig beeinträchtigt" Die im Projekt enthaltene ökomorphologische

Zustandserhebung belegte die Natürlichkeit des Stalleralmbaches zu rund 98% seiner Fließstrecke.

Da der durch das geplante Projekt bedingte Wasserentzug unter Normalverhältnissen (MO und MNO)

die von RICCABONA vorgegebenen Grenzwerte jahresdurchgangig bei weitem übersteigt, kann bei
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der Realisierung des Projektes von einer Natürlichkeit des Baches in der Entnahmestrecke keine
Rede mehr sein.

Ein besonderes Anliegen der Bundesregierung und allgemeines Ziel ist es, für die Erhaltung der

wertvollen Flussstrecken Einsatz zu zeigen und die Umsetzung von Maßnahmen zur Verbesserung
der ökologischen Funktionsfähigkeit der Fließgewasserzu unterstützen.

Zudem hat der Verwaltungsgerichtshof bereits mehrfach das Vorliegen langfristiger öffentlicher

Interessen verneint, wenn diese "öffentlichen Interessen" lediglich ganz allgemein der

Energieversorgung oder der Einsparung einer bestimmten Menge Heizöl diene (vgl. Erkenntnis des
Verwaltungsgerichtshofes zu den Zlen. 2004/10/0228, 2005/10/0023, 2005/10/0009).

Insgesamt ist aus der Zusammenschau der vorher wiedergegebenen Stellungnahmen bzw.

amtsbekannten Dokumente davon auszugehen, dass grundsatzlieh ein langfristiges öffentliches

Interesse an der Erzeugung von erneuerbaren Energien besteht, jedoch kein (langfristiges)

öffentliches Interesse an der Errichtung des geplanten gegenstandlichen Vorhabens in der

vorliegenden Ausformung vorliegt.

4. Rechtlich ergibt sich daraus Folgendes:

Die Interessen des Naturschutzes sind im § 1 Abs. 1 TNSchG 2005 als Ziel formuliert, die Natur als

Lebensgrundlage des Menschen so zu erhalten und zu pflegen, dass ihre Vielfalt, Eigenart und

Schönheit, ihr Erholungswert, der Artenreichtum der heimischen Tier- und Pflanzenwelt und deren

natürliche Lebensraume und ein möglichst unbeeintrachtigter und leistungsfahiger Naturhaushalt

bewahrt und nachhaltig gesichert oder wieder hergestellt werden. Die Erhaltung und die Pflege der

Natur erstrecken sich dabei auf alle ihre Erscheinungsformen, insbesondere auch auf die Landschaft

und unabhangig davon, ob sie sich in ihrem üblichen Zustand befindet oder durch den Menschen

gestaltet wurde.

Gemäß § 7 Abs. 1 TNSchG 2005 bedürfen folgende Vorhaben außerhalb geschlossener Ortschaften

im Bereich von fließenden natürlichen Gewassern und von stehenden Gewassern mit einer

Wasserfiache von mehr als 2.000 m2 einer naturschutzrechtlichen Bewilligung:

a. das Ausbaggern;

b. die Errichtung, Aufstellung und Anbringung von Anlagen;

c. die Ableitung oder Entnahme von Wasser zum Betrieb von Stromerzeugungsanlagen

d. die Änderung von Anlagen nach Iit. bund c, sofern die Interessen der Naturschutzes nach § 1

Abs. 1 berührt werden.

Außerhalb geschlossener Ortschaften bedürfen im Bereich der Uferböschung von fließenden

natürlichen Gewassern und eines fünf Meter breiten von der Uferböschungskrone landeinwarts zu
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messenden Gel3ndestreifens die Errichtung, Aufstellung und Anbringung von Anlagen sowie die

Änderung von Anlagen, sofern die Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 berührt werden,

sowie Gel3ndeabtragungen und Gel3ndeaufschüttung außerhalb eingefriedeter bebauter

Grundstücke einer naturschutzrechtlichen Bewilligung (§ 7 Abs. 2 lit. a Zif. 1 und 2).

Gem3ß § 29 Abs. 2 TNSchG 2005 darf eine naturschutzrechtliche Bewilligung für Vorhaben nach den

§§ 7 Abs. 1 und 2, 8, 9 etc. nur erteilt werden, wenn das Vorhaben, für das die Bewilligung beantragt

wird, die Interessen des Naturschutzes nach § 1 Abs. 1 nicht beeintr3chtigt (Zif. 1) oder wenn andere

langfristige öffentliche Interessen an der Erteilung der BeWilligung die Interessen nach § 1 Abs. 1

überwiegen (Zif. 2).

Dass im gegenst3ndlichen Fall (starke bzw. mittelstarke und langfristige) Beeintrachtigungen der

Naturschutzinteressen gegeben sind, ergibt sich aus den Feststellungen zu Punkt 2.2. Dies hat der

naturkundefachliche Amlssachverstandige schlüssig und nachvollziehbar dargetan.

Grunds3tzlich kann ein Gutachten in seiner Beweiskraft nur durch ein gleichwertiges Gutachten

bekämpft werden (siehe VwGH 27.05.1987, ZI. 87101/022, 18.03.1994, ZI. 9010710018, 21.09.1995,

93/0710005 und andere). Will nun eine Partei ein schlüssiges und widerspruchfreies

Sachverstandigengutachten in Zweifel ziehen, so muss ein fachlich fundiertes Gutachten auf gieicher

fachlicher Ebene als Gegenbeweis erbracht werden. Durch eine bloß gegenteilige Behauptung kann

das Gutachten eines Amtssachverst3ndigen nicht entkräftet werden.(siehe z.B. VwGH 27.09.1983, ZI.

82/11/0130). Mit bloßen Behauptungen, ohne Argumentation auf gleicher Ebene, in tauglicher Art und

Weise, kann einem schlüssigen Sachverst3ndigengutachten nicht entgegengetreten werden (VwGH

13.11.1990, ZI. 8710710126, 23.01.1991, ZI. 90103/0051, 20.02.1992, ZI. 91/09/0154, 31.01.1995, ZI.

92/0710188 und andere).

Die Durchführung der geplanten Maßnahme der Verwirklichung der Wasserkraftanlage

hat die Beeintrilchtigung der Schutzgüter Naturhaushalt, sowie Landschaftsbild und

Erholungswert zur Folge. Diese sind stark bzw. mittelstark und jedenfalls langfristig. Zudem sind

starke und langfristige Beeintrachtigungen für die Gewasserlebewelt zu erwarten.

Bei Vorliegen von Beeintr3chtigungen der Interessen des Naturschutzes ist zu prüfen, ob andere

(langfristige) öffentliche Interessen an der Erteilung der Bewilligung die Interessen des Naturschutzes

überwiegen (§ 29 Abs. 1 Iit. bund § 29 Abs. 2 Iit. a TNSchG 2005).

Im Zuge einer soichen Interessensabw3gung hat die entscheidende Behörde die vielfach unwäq- und

unmessbaren öffentlichen Interessen am Naturschutz jenen langfristigen Interessen, welche an der

Verwirklichung des beantragten Vorhabens bestehen, gegenüberzustellen.

Letztlich handelt es sich dabei um eine Wertentscheidung, da die konkurrierenden Interessen meist

nicht berechen-, und damit anhand zahlenm3ßiger Größen, auch nicht konkret vergleichbar sind.

Dieser Umstand erfordert es, die für bzw. gegen ein Vorhaben sprechenden Argumente möglichst

umfassend und präzise zu erfassen und einander gegenüberzustellen, um die Wertentscheidung

transparent und nachvollziehbar zu machen. Die Rechtm3ßigkeit der Wertentscheidung ist somit im
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Allgemeinen daran zu messen, ob das Abwägungsmaterial in einer diesen Grundsätzen

entsprechenden Weise in der BegrOndung des Bescheides dargelegt und die Abwägung der

konkurrierenden Interessen im Einklang mit den Gesetzen, Erfahrungssätzen und - gegebenenfalls ­
Erkenntnissen der Wissenschaft erfolgt (vgl. dazu VwGH vom 21.11.1994, 2/. 9411010076; VwGH

vom 28.04.1997, 21. 94/1010105). Hinsichtlich des Begriffes .öffentliches Interesse" bzw. "andere

öffentliche Interessen" ist schließlich anzumerken, dass diese nicht absolute, sondern letztendlich
lediglich gesellschaftlich bedingte Wertungsmaßstabe bei der Abwägung der gegenläufigen

Interessen darstellen und somit notwendigerweise einem Wandel der Zeit unterworfen sind. Folglich

haben sich ändernde Gegebenheiten Auswirkungen auf die Interpretation des Begriffes der
öffentlichen Interessenund bewirken somit auch einen Wandel in der Bewertung.

Im Rahmen der GegenObersteIlung der gegenläufigen öffentlichen Interessen hat die Behörde in

einem ersten Schritt zu prüfen, welches Gewicht den Beeinträchtigungen der Interessen des

Naturschutzes im Sinne des § 1 Abs. 1 leg.cit. (Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Natur;
Erholungswert; Artenreichtum der heimischen Tier- und Pflanzenwelt sowie deren natürlicher

Lebensräume; möglichst unbeeinträchtigter und leistungsfähiger Naturhaushalt) durch das Vorhaben

zukommt. Dem hat sie sodann die langfristigen öffentlichen Interessen gegenoberzustellen (vgl.
VwGH vom 29.05.2000, 2/. 98/1010343).

Nach einem Abwägungsprozess ist für die Entscheidung der Behörde davon auszugehen, dass zwar

ein grundsätzliches langfristiges öffentliches Interesse an der Stromerzeugung aus erneuerbaren

Energiequellen zu attestieren ist, jedoch auch mit schweren und langfristigen Beeinträchtigungen der

Interessen des Naturschutzes zu rechnen ist. Deshalb ist insbesondere aufgrund des Protokolls

Energie (Artikel 7) und der - in der Beweiswordigung angefOhrten - Interessen davon auszugehen,

dass für die geplante Wasserkraftanlage " ' in der gegenständlichen Projektierung

keine langfristiges öffentliches Interesse vorliegt.

Gemäß Artikel 7 des Protokolls "Energie", BGBI. 111 Nr. 23712002, sind grundsätzlich soweit als

möglich sowohl bei neuen als auch schon bei bestehenden Wasserkraftanlage die ökologische
Funktionsfähigkeit der Fließgewässer und die Unversehrtheit der Landschaften durch geeignete

Maßnahmen Ober die Festlegung von Mindestabflussmengen, die Umsetzung von Vorschriften zur
Reduzierung der kOnstlichen Wasserstandsschwankungen und die Gewährleistung der

Durchgängigkeit für die Fauna sicher zu stellen. Dies ist im gegenständlichen Fall insbesondere durch

den durch das geplante Projekt bedingten Wasserentzug, der unter Normalverhältnissen die
angegebenen Grenzwerte jahresdurchgängig überschreitet, und der damit verbundene Verlust der

NatOrlichkeit des mit hoher naturschutzfachlicher Wertigkeit, naturnaher Abschnitt, bewerteten

edoch nicht gegeben.

Gemäß § 29 Abs. 8 TNSchG 2005 ist eine Bewilligung zu versagen, wenn die Voraussetzungen für
eine Erteilung nicht vorliegen.

Auch wenn man zudem das langfristige öffentliche Interesse bejahen wOrde, ist jedenfalls keinesfalls
davon auszugehen, dass von einem Überwiegen der langfristigen öffentlichen Interessen zu sprechen

sein kann. Vielmehr ist insbesondere aufgrund der naturschutzfachlichen Wertigkeit und der
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besonderen Naturbelassenheit des davon auszugehen, dass jedenfalls - auch bei

Vorliegen eines grundsätzlichen langfristigen öffentlichen Interesses an der Stromerzeugung aus

erneuerbaren Energiequellen - im gegenstandlichen Fall die öffentlichen Interessen nicht überwiegen

können. Vielmehr sind die zu erwartenden langfristigen und schweren Beeinträchtigungen jedenfalls
als derart schwer einzuschätzen, dass die erkennende Behörde zu dem Schluss kommen müsste,

dass kein Überwiegen etwaiger langfristiger öffentlicher Interessen vorliegt. Im Rahmen einer

Abwägung zwischen den massiven Beeinträchtigungen eines fast gänzlich unbeeinträchtigten bzw.

unverbauten Flusses und einem etwaigen öffentlichen Interesse hätte die Naturschutzbehörde im

Zweifel zugunsten der Natur zu entscheiden zu gehabt (vgl. BVG über den umfassenden

Umweltschutz und Weber/Perntha/erlWimmer. Umweltpolitik durch Recht, "in dubio pro natura").

Daran vermag auch - die zugegebenermaßen bemühte, grundSätzlich naturbedachte ­

Planungsweise nichts zu ändern.

In Abwägung der gegebenen öffentlichen Interessen ist festzuhalten, dass das öffentliche Interesse

an der Bewahrung der Erhaltung der im hohen Maße gegebenen Natürlichkeit des

vor störenden Eingriffen das öffentliche Interesse an der Errichtung der Wasserkraftanlage überwiegt.

Zwar sind positive Auswirkungen durch die Wasserkraftanlage zu erwarten, jedoch zählt der

_ zu den wenigen Gewässerstrecken mit hoher naturschutzfachlicher Wertigkeit und

~türlichkeit zu rund 98% seiner Fließstrecke auf. Durch die mit dem Projekt

verbundenen massiven Eingriffe und großen Baurnaßnahmen würden diese Eigenschaften stärkstens
beeinträchtigt werden.

Insgesamt war daher die Bewilligung zu versagen.

Die Kostenvorschreibung stützt sich auf die oben angeführten Gesetzesstellen.

Ergeht an:

1.

Erlagschein; -- samt signiertem Projekt Fund

2.

3.~'Z.H. Herrn

4. den Landesumweltanwalt von Tirol, Brixnerstraße 2, 6020 Innsbruck.

Gemeindeamt, _

im Hause;

Ergeht abschriftlich zur gefälligen Kenntnis per e-mail an:

1. den naturkundefachlichen Amtssachverständigen,

2. den limnologischen Amtssachverständigen,

3. die Abt. Wasser-, Forst- und Energierecht, im Hause (Bezug: do. IIla1-W-10.115);

4. die Abteilung Wasserwirtschaft,

5. die Abt. Emmissionen-Sicherheitstechnik-Anlagen,

1696



21

6. das PlanungsbOro _;

7. den Forsttechnischen Dienst für Wildbach- und Lawinenverbauung, Gebietsbauleitung..

8. das Sachgebiet Hydrograpie, per E-mail;

9. die Bezirkshauptmannschaft _Hd. Herrn Bezirkshauptman

FOr die Landesregierung:
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